
ten Friedrichs erschossen. Also, um diese Leute geht es mir.

Viertens: Den noch lebenden Hauptverantwortlichen, wie 
Honecker, Mielke und Co., ist der Prozeß zu machen.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

Anklagepunkte sollten unter anderem sein: Aufruf zum Mord 
an der innerdeutschen Grenze, das Einmauern von Millionen 
und die Stimulierung der RAF-Täter zum Mord durch in Aus­
sicht gestellte Pensionen in der DDR.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Herr Abgeordneter, bitte fassen Sie sich kurz.

Weißgerber (SPD):

Wir wollen nicht Recht...

(Zuruf von der PDS: Nicht Recht!)

Wir wollen Recht und nicht Rache! Sind diese Leute krank, 
dann sollen sie ins Haftkrankenhaus.

Stellvertretend für viele Gruppen von Opfern möchte ich 
nennen: sämtliche Blutopfer der Terrorjustiz Ulbrichts und 
dessen blutiger Gehilfen, wie Max Fechner und Hilde Benja­
min, Angehörige, Mitarbeiter und Freunde des Ostbüros der 
SPD, die sogenannten „Schumacherlinge“ und „Agenten des 
Ostbüros“, Zeugen Jehovas, Opfer von Honecker, Mielke und 
Co., wie zum Beispiel Angehörige der Bürgerrechtsbewegung 
bis in jüngster Zeit. Selbstverständlich ist mir auch bekannt, 
daß das System auch die eigenen Kinder gefressen hat.

(Zuruf von der PDS: Daß Sie das zugeben!)

Den Opfern möchte ich hier an dieser Stelle sagen: Die Fi­
nanzkraft des Staates reicht sicher nicht aus, um alle Entschä­
digungsrechte zu verwirklichen. Bitte haben Sie Verständnis, 
daß der Hauptteil der Wiedergutmachung moralischer Art sein 
wird.

Was ich in diesem Gesetz nicht gefunden habe, ist das Pro­
blem von NS-Opfern, die vom kommunistischen System nicht 
als Opfer anerkannt wurden. Ich kenne da selbst einige Fälle, 
die einen SS-Onkel hatten und dadurch nicht anerkannt wur­
den. Weiterhin ist das Problem der Internierten unbedingt im 
Interesse der Opfer zu lösen.

Ein Passus im § 39: „Das Gesetz tritt mit seiner Veröffentli­
chung in Kraft.“ Wann wird es veröffentlicht?

Die SPD schlägt vor, die Drucksache Nr. 157 zusätzlich in den 
Ausschuß Deutsche Einheit und in den Bildungsausschuß zu 
überweisen. Als Begründung: Die Rehabilitierung ist ein ge­
samtdeutsches Problem. Und Rehabilitierung hat auch viel mit 
Geschichtsbewältigung, also mit Bildung zu tun. Da es ein ge­
samtdeutsches Problem ist, könnte man sicherlich auch einige 
„Jäger 90“ für die Finanzierung der Entschädigung opfern.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Ich muß Sie bitten, zu Ende zu kommen.

Weißgerber (SPD):
Ja, ich bin gleich fertig. Das bundesdeutsche Häftlingshilfe­

gesetz entspricht jedenfalls in keiner Weise den Vorstellungen 
von Organisationen der Opfer der kommunistischen Diktatur. 
Dem federführenden Rechtsausschuß empfehlen wir dring­
lichst, sich mit Vertretern des Bundes stalinistisch Verfolgter 
in Verbindung zu setzen. Danke.

(Beifall)

Poppe (Bündnis 90/Grüne):
Herr Abgeordneter, wer gibt Ihnen das Recht, über die Ver­

folgten aus den Reihen der Bürgerbewegung zu sprechen? 
Wenn ich diesen Stil Ihrer Rede hier mal ins Auge fasse, dann 
muß ich doch eine deutliche Diskrepanz zu dem Stil feststellen, 
in dem Bürgerbewegungen versucht haben, ihre demokrati­
schen Rechte durchzusetzen, das heißt also auch die Akzeptanz 
der Rechte Andersdenkender, die Sie für meine Begriffe hier

gröblichst verletzt haben.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Weißgerber (SPD):

Ich nehme Ihre Rede an.

Prof. Dr. Mocek (PDS):

Sie kennen doch den Ausspruch von Thomas Mann, daß der 
Antikommunismus die Grundtorheit des Jahrhunderts war.

(Zuruf von den Liberalen: Der Kommunismus!)

Der Antikommunismus! Meinen Sie, daß diese Aussage nun 
widerlegt sei?

Weißgerber (SPD):

Wissen Sie, das ist halt das Problem. Ich habe lange überlegt, 
ob ich jetzt hier dazu Stellung nehme oder ob wir zusammen in 
irgendein Zimmer gehen und uns darüber unterhalten, weil es 
am Ende sehr makaber wird, wenn man Opfer gegeneinander 
aufrechnet. Aber sicher ist - und das können Sie nicht bestrei­
ten -: Beide Systeme haben Millionen von Opfern gefordert, 
während das in demokratischen Systemen nicht der Fall ist. 
Danke schön.

(Beifall)

Prof. Dr. Schumann für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe gehofft 
und angenommen, daß dieses schwerwiegende und sensible 
Thema aus dem Versuch von Propaganda und Haß herausge­
halten wird. Bedauerlicherweise ist das durch den letzten Red­
ner nicht geschehen. Ich muß Ihnen sagen, aus Ihrer Rede 
sprach Haß und vor allen Dingen eine Ignoranz gegenüber der 
Tatsache, daß zu den Opfern unbestritten auch Hunderttau­
sende - ich rede jetzt nicht von der DDR, sondern insgesamt 
von den Opfern des stalinistischen Systems - von Kommuni­
sten gehört haben.

(Beifall bei der PDS)

Ich werde diesen Stil der Diskussion hier im Parlament nicht 
fortsetzen, sondern ich möchte einige Bemerkungen zum Ge­
setzentwurf machen, und auch hier brauche ich mich auf recht­
liche Einzelheiten nicht umfangreich einzulassen. Sie sind von 
einer Reihe meiner Vorredner, insbesondere von Frau Bencze, 
bereits angesprochen worden.

Ich möchte zunächst sagen, daß dieser vorliegende Entwurf 
eines Rehabilitierungsgesetzes zweifellos einem dringenden 
gesellschaftlichen Erfordernis entspricht. Er ist in diesem 
Haus schon öfter angemahnt worden. Ich glaube aber, man 
sollte anerkennen, daß der vorliegende Entwurf eine akzepta­
ble Leistung ist und die Möglichkeit bietet, nach Beratungen in 
den Ausschüssen möglichst schnell ein Rehabilitierungsgesetz 
auch in Kraft zu setzen.

Mit der Beschlußfassung über ein Rehabilitierungsgesetz be­
kennt sich die Kammer zu der Pflicht, erlittenes Unrecht wie­
dergutzumachen, soweit dies eben nach menschlichem Ermes­
sen überhaupt noch möglich ist.

Ich möchte kurz drei Dinge an diesem Gesetz positiv erwäh­
nen:

Erstens: Das Gesetz erfaßt in der Tat den ganzen Umkreis 
der Rehabilitierungsproblematik durch die Differenzierung von 
strafrechtlichen, verwaltungsrechtlichen und beruflichen 
Aspekten. Daß im einzelnen hier noch Fragen offen sind, ist 
schon deutlich gemacht worden.

Es orientiert zweitens auf eine zügige Entscheidung von Re­
habilitierungsanträgen, insbesondere auch, was die verwal­
tungsrechtliche Rehabilitierung betrifft, eine besondere Fri­
stenregelung und die Gewährleistung notwendiger Befugnisse 
für die einzurichtenden Rehabilitierungsbehörden.

Drittens: Wenn das auch noch nicht hundertprozentig klar 
ist, so muß man doch sagen, daß der Gesetzentwurf nach mei­
nem Dafürhalten zunächst einmal befriedigend auch das 
schwierige Problem der Stellung Dritter in strafrechtlichen
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